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Abriss eines Verbrecher-System:

A. – Die BRD wurde ohnehin 1945 mit dem Potsdamer Abkommen lediglich als private Verwaltungseinheit der Alliierten, für die Wirtschaftsgebiete nach Art. 133 Grundgesetz gegründet und hatte niemals einen staatlichen Charakter.

B. - Gemäß Militärgesetzgebung ist es der Bundesrepublik Deutschland nicht erlaubt, sich als Deutschland zu bezeichnen oder für Deutschland zu handeln!!!
SHAEF- Gesetz Nr. 52, Artikel I § 1 / US- EUCOM 2015
Die "Bundesrepublik Deutschland" (BRD) ist und war nie ein Staat, weder de jure noch de facto und zu keinem Zeitpunkt völkerrechtlich anerkannt. 
Die Bundesrepublik Deutschland  (BRD) ist ein Verwalter ohne jegliche Befugnisse, seit 1990 eine Finanzverwalter GmbH im Auftrag der alliierten Siegermächte. 

C. - Legitimierung der Richter / Staatsanwälte / Beamte und Mitarbeiter der BRD:
Eine Legitimation hat es nie gegeben, Die BRD konnte niemanden legitimierten, da sie selbst auch nur 
ein privates Verwaltungsunternehmen (Firma / Ltd / GmbH) im Auftrag der Alliierten und den Militärgesetzen unterworfen war. – Siehe B. –

D. – Die sogenannten Bundesländer:
Nach Artikel 133 Grundgesetz wurden Wirtschaftsgebiete eingerichtet, keine Bundesländer, General 
Eisenhauer verfügte dann 1947, das die Verwaltungen der Wirtschaftsgebiete sich auch als Bundesländer / Bundesstaaten bezeichnen dürfen, ohne tatsächlich solche zu sein.

E. – Die Besatzung Deutschlands in den Grenzen vom 31.12.1937.
Einen Staat Deutschland hat es nie gegeben, der wurde auch nie gegründet, der Grenzverlauf im Stand vom 31.12.1937 wurde von den Alliierten 1944 definiert und festgelegt.
Wobei eine Besatzung nie stattgefunden hat, Deutschland ist eine Körperschaft (Firma GmbH) die in Washington DC gegründet wurde und niemals über irgendwelche Rechte und Befugnisse verfügte.
[bookmark: _Hlk151452207]1973 + 1983 BVerfGE - die Bundesrepublik Deutschland (BRD) hat kein Staatsgebiet:
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 31. Juli 1973 mit dem 
Az: 2 BvF 1/73 und Urteil BVG U 2 BVR 373/83 
Dasselbe gilt auch für die Firma Deutschland in den Grenzen vom 31.12.1937.

F. – Die Staatlichen Rechte:
Bis zum Waffenstillstand am 11.11.1918, hat kein Feind jemals deutschen Boden betreten, durch den Putsch am 28.10.1918 wurde lediglich ein privates, See- Handelsrechtliches Unternehmen mit der
Bezeichnung – Weimarer Republik – auf den bestehenden Staat draufgesetzt.
Preußen war am Krieg nicht beteiligt und auch nicht durch den Putsch betroffen.
Preußen wurde durch eine kriminelle Aktion der Weimarer Republik 1932 Verhaftung des Ministerpräsidenten Otto Braun und seinem Kabinett, handlungsunfähig gestellt und wird seitdem belagert, um die Handlungsfähigkeit weiter zu verhindern.

G. – Ein Staatsgebiet, das nie erobert wurde, kann und darf nach Völkerrecht, nicht von Handelsrechtlichen Unternehmen, = Staats- Simulationen, besetzt werden.
Deshalb hat sich die gesamte Besatzung seit dem 8 Mai 1945 nur auf das beschlagnahmte Gebiet von
Berlin – Mitte bezogen.
Nur die eigene Bevölkerung hat die deutschen Staatsgebiete seit 1918 für den Feind belagert und handlungsunfähig gehalten, was unter den Straftatbestand Hochverrat fällt.

Das wird im nachfolgenden Teil, der chronologisch aufgeführten Militärgesetze / Verordnungen und Gerichtsurteile des Bundes- Verfassungsgerichts deutlich hervorgehoben.


1. - 1785 wurden alle Gerichte patentrechtlich organisiert.
Die Frage die sich hier schon stellt ist, kann ein Patent überhaupt Gerichtsprozesse führe und Urteile ausstellen?

2. -  Urteil des Obersten Gerichtshofes Amerikas 1795 dazu.
„Da jede Regierung eine künstliche Person, eine Abstraktion und ein reines Geschöpf des Geistes ist, kann eine Regierung nur mit anderen künstlichen Personen interagieren. 
Das Imaginäre, das weder Wirklichkeit noch Substanz hat, ist daran gehindert, Gleichheit mit dem Greifbaren zu schaffen und zu erreichen. 
Die rechtliche Manifestation davon ist, dass sich keine Regierung sowie kein Gesetz, keine Agentur, kein Aspekt, kein Gericht usw. mit etwas anderem als mit juristischen Personen und den Verträgen zwischen ihnen befassen kann.“ S.C.R. 1795, (3 U.S. 54; 1L.Ed. 57; 3Dal. 54),
Das sind Verträge, die offengelegt werden müssen, werden diese unter Betrug fingiert, sind sie null und nichtig, der betrügerische Vertragspartner steht in der vollen Haftung.

3. – 1913 führte Rothschild, ein privater Bankier die BAR- Gerichtsbarkeit der britischen BAR- Association mit den 12 BAR- Vermutungen des Gerichts ein.
Ein vorsätzlicher Rechtsbetrug, der jedes Urteil null und nichtig stellt.
Die BAR- Gerichtsbarkeit ist in der Firma „DEUTSCHLAND“ gängige Praxis, die Richter- und Gerichte unterstehen grundsätzlich ihren Freimaurerlogen, dessen Oberhaupt Rotschild ist, die Richter 
werden unter anderem auch von den Rothschild- Banken bezahlt.
Das ist verbotene, private Gerichtsbarkeit, genutzt wird dazu das Admiralsrecht, Gerichtsbarkeit auf hoher See, der Kapitän wird durch Anerkennung zum Richter ernannt.
Ein äußerst kriminelles Gebaren.
Das britische Admiralsrecht wurde aber schon 2019 aufgelöst und beendet, es gibt für „Richter“ keine halbwegs rechtlichen Grundlagen mehr.
Im Übrigen sind alle Gerichte vertraglich an die Bundesrepublik Deutschland gebunden und dürfen in Deutschland nicht einmal tätig werden. – Siehe Absatz B. -

4. – Gemäß S.H.A.E.F. – Gesetzgebung 1945 wurden alle Gerichte geschlossen, die Aufnahme der
Siehe Anhang 1
erneuten Tätigkeit darf nur aufgrund einer Genehmigung durch die zuständige Militärregierung ausgeübt werden.
Seit 1949 hat es keine Genehmigungen zur Aufnahme irgendwelcher Tätigkeiten für Richter/innen, Staatsanwälte, Rechtsanwälte oder Notare gegeben.
Alle handeln illegal und kriminell unter Verstoß gegen geltendes Militärrecht unter privater persönlicher Haftung.
Wenn überhaupt, läge die Zuständigkeit bei den Militärgerichten, aufgrund der immer noch fehlenden Friedensverträge, kann es keine Zivilgerichtsbarkeit geben.

5. – Das es keine Staatlichkeit gibt, wurde schon 1963 durch das Bundes- Verfassungsgericht festgestellt.
[bookmark: _Hlk109286065]
1963 BVerfGE - Nichtige Verwaltungsakte:  
Auf Grund der fehlenden Staatlichkeit verfügen die Behörden der BRD nicht über staatlich-hoheitliche Gebietskörperschaftsrechte, denn staatlich-hoheitliche Gebietskörperschaften werden von einem Staat verliehen.
Nur bei Vorliegen dieser staatlich-hoheitlichen Gebietskörperschaftsrechte dürfen Verwaltungsakte gegen den Bürger ausgelöst werden.
(BVerfG 1 C 74/61 vom 28. 11. 1963) - (BVerfGE 55, 100 bzw. 1BvR 668/04)

1973 + 1983 BVerfGE - die BRD hat kein Staatsgebiet:
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 31. Juli 1973 mit dem 
Az: 2 BvF 1/73 und Urteil BVG U 2 BVR 373/83 

Hier stellt sich schon die Frage, auf welchem Staatsgebiet handeln diese Ämter- und Behördeneigentlich?
Die Bundesrepublik Deutschland ist eine Verwaltung von jur. PERSONEN, die mit 
lebenden Menschen überhaupt nichts zu tun hat. – Eine Friedhofsverwaltung -

6. – Die Schein- Ämter- und Behörden schreiben dann die Deutschen Zivilisten jur. Personen 
als Handelsschiffe, über ein Schiffsregister (5-Stellige Postleitzahl), die in Delaware USA registriert sind, an und behaupten dann eine konkludente Annahme oder Einlassung, um ihre kriminellen Geschäfte abzuwickeln.
Hier werden Ämter- und Behörden mit hoheitlichen Rechten und Befugnissen von privaten, kriminellen Organisationen vorgetäuscht, die nicht einmal die Befugnis haben, deutsche Gesetze anzuwenden.
Sie tun es aber unter privater, persönlicher Haftung im aktiven Kriegsrecht unter Verstoß gegen die Geltenden Militärgesetzgebungen.

7. – 1982 wurde das Staatshaftungsgesetz aufgehoben.
[bookmark: _Hlk120871844]1982 Das BVerfGE zur Staatshaftung:
Das Staatshaftungsgesetz ist vom „Bundesverfassungsgericht“ 1982 für nichtig erklärt worden (Urteil des „Bundesverfassungsgerichtes“ vom 19. 10. 1982 (BVerfGE 61, 149). 
Alle „Mitarbeiter“ der „BRD“ haften seitdem privat und persönlich vollumfänglich mit ihrer eigenen Freiheit und ihrem eigenen Vermögen.
Auf den ersten Blick ein etwas unsinniges Urteil, bei genauerer Betrachtung hat sich die BRD lediglich der Haftung nochmals völlig entzogen.
Eine Staatshaftung kann es niemals gegeben haben. – Siehe Absatz B. -

8. – Am 17.07.1990 wurde dann das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland aufgelöst, die Versicherungsvorschrift für die Verwaltung.
[bookmark: _Hlk166314973]BVerfGE zum Grundgesetz
In der BRD gibt es kein Geltungsbereich mehr (Wegfall Art. 23 „Geltungsbereich“ am 17.07.1990 bzw. rechtswidrig mit den „Europa-Artikel“ überschrieben) „Gesetze ohne Geltungsbereich besitzen keine Gültigkeit und Rechtskraft.“ 
(BVerfGE 3, 288 (319f):6, 309 (338, 363))
Ab dem 18.07.1990 waren alle privaten Mitarbeiter, einschließlich der Politiker der Bundesrepublik Deutschland, arbeitslos.
Deshalb muss hier auch nicht mehr auf die 2+4 Verträge, die Geheimverträge und die späteren Verträge mit der DDR eingegangen werden, arbeitslose dürfen für die Firma nicht mehr handeln.

9. – Damit waren auch die Wirtschaftsgebiete nach Art. 133 Grundgesetz, aufgelöst.
Um das zu verdeutlichen hat das Bundes- Verfassungsgericht dazu ein Urteil erlassen.
[bookmark: _Hlk166315123]Die Bundesgebiete wurden am 24 April 1991 rückwirkend zum 23.09.1990 aufgelöst!
Bundes- Verfassungsgericht BvR 1341/90
Aufgelöste Bundesgebiete sind nicht mehr vorhanden!

10. – Am 03.10.1990 wurde die Bundesrepublik Deutschland aus der UNO- Mitgliedsliste gelöscht, dafür wurde dann Deutschland / Germany eingetragen.
Es wurde dann eiligst noch eine neue Firma Bundesrepublik Deutschland als NGO gegründet.
Da Deutschland der weltweite Feindstaat ist, darf sich die ehemalige BRD nicht als Deutschland bezeichnen und auch nicht für Deutschland handeln. 
Deshalb wurde DEUTSCHLAND kurze Zeit später wieder aus der Mitgliedsliste gestrichen.
Nur die Treuhandverwaltung GERMANY ist noch Mitglied der UNO.
Alle anderen Mitglieder, ob Frankreich, Italien, Belgien, Schweden usw… sind auch nur private Treuhandverwaltungen, die ihre Mitmenschen zum Wohle von Rothschild plündern.
Der IRS ist die 1933 von Rothschild gegründete Treuhand, rein privat, Rothschild hätte gerne einen staatlichen Touch dafür bekommen, der US- Kongress hat den Antrag aber nie angenommen.

Die Bundesrepublik Deutschland darf sich nicht als Deutschland bezeichnen oder für Deutschland handeln, dann wären sie ja in der vollen Haftung, immerhin geht es mittlerweile um vorsätzlichen Völkermord, Anstiftung zum Hochverrat, Terrorismus, Kriegsführung gegen die Deutsche Zivilgesellschaft und vieles mehr, unter aktiven Kriegsrecht.

11. – Da die Bundesrepublik Deutschland nicht für oder in Deutschland handeln, somit auch nicht auf die deutsche Zivilbevölkerung zugreifen darf, haben die Freimaurerlogen, denen alle privaten Unternehmen, die sich als Ämter- und Behörden ausgeben, private Unternehmen in Delaware USA mit den Bezeichnungen ihrer „Ämter- und Behörden“ als private GmbHs gegründet und nahtlos weitergemacht.
Die Großmeister der Freimaurerlogen haften maximal mit ca. 25.500,- € je Firma Kapitaleinlage, ihre Mitarbeiter haften mit ihrem gesamten Vermögen und ihrem Leben für die Plünderungen über einen Zeitraum von 100 Jahren, auch ihre Nachkommen werden in die Haftung mit einbezogen.
Völkerrecht / Kriegsrecht!
Dafür haben die Mitarbeiter einen ganz tollen Trick zur Verfügung gestellt bekommen, nichts mehr unterschreiben, dann muss niemand haften.
Toller Trick, Richter und Staatsanwälte wagen die Eröffnung von Prozessen ohne Prozessfähigkeit, Finanzämter (Rothschild / Treuhand / IRS) begehen Steuerraub und Plünderungen, sind an der Belagerung des souveränen Staates Preußen beteiligt, belagern das Deutsche Reich, Beteiligung am Völkermord usw.. usw… - Unterschriften sind da völlig uninteressant. 

12. - 1991 (01. Jan) Streichung des § 795 BGB Staatliche Inhaber Schuldverschreibung.
Damit ist kein Verwaltungsakt mehr versichert, die Mitarbeiter der privaten, amerikanischen Firmen 
haften definitiv für jeden Verwaltungsakt privat und persönlich.
Sie haften aber nicht nur für ein OWiG über z. B. 25,- €, sie dürfen nicht einmal auf die Kollateralvermögen mehr zugreifen, dort wird dieses OWiG x 100 abgebucht, auch dafür haften die Mitarbeiter bis in die 3- Generation, insgesamt geht es um Trillionen

13. – Die Mitarbeiter der privaten, amerikanischen Firmen betiteln die Preußen / Prussen auch immer gerne als Reichsbürger und Nazis, selbst halten sie sich für Staatsbürger.
Das ist der kollektiven Dummheit in diesen kriminellen Organisationen geschuldet.

1. Januar 2000 Die Verordnung über die deutsche Staatsangehörigkeit vom 5. Februar 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 85, verk. am 06.02.1934) unter § 1 unter (1 und 2) gab es nur noch eine deutsche Staatsangehörigkeit (Reichsangehörigkeit). Durch Bundesgesetzblatt Jahrgang 1999 Teil I Nr. 38, ausgegeben zu Bonn am 23. Juli 1999 wird diese Verordnung (5) außer Kraft gesetzt und tritt am 1. Januar 2000 in Kraft. 
Diese Staatsangehörigkeit nach Art. 116.1 Grundgesetz wurde mit der Löschung des Grundgesetzes 
Siehe Absatz 8, bereits beendet.
Zum 1 Januar 2000 wurde diese „Staatsangehörigkeit“ nochmals offiziell beendet.
2010 wurde diese Staatsangehörigkeit nochmals wieder eingeführt und dann mit dem 25.07.2012 endgültig bis rückwirkend 1956 für null und nichtig erklärt.
Um es einmal zu verdeutlichen, es handelt sich um den Gelben Schein, die Staatsangehörigkeit Adolf Hitler in den Grenzen vom 31.12.1937. 
= Nazi- Staatsangehörigkeit! – 
Jeder, der einen Dienstvertrag mit der Bundesrepublik Deutschland schließt, gibt freiwillig seine durch Geburt geerbte Staatsangehörigkeit ab und nimmt die Staatsangehörigkeit von der Firma Adolf Hitler – Nazi- Deutschland, freiwillig an.
Das Dumme daran ist, Adolf Hitler war lediglich im Piratenrecht, er hatte kein Staatsgebiet, sein fiktives Schiff 3 Reich schipperte irgendwo auf hoher See.
Die Mitarbeiter der BRD sind damit vertraglich, freiwillig in die Staatenlosigkeit gegangen. – Wer / wo sind denn jetzt die Nazis?

14. – In einem Verfahren gegen die Bundesrepublik Deutschland hat der Internationale 
Straf- Gerichtshof in Den Haag am 03.02.2012 die Zuständigkeit des Deutschen Reiches und nicht einer Bundesrepublik Deutschland bestätigt.
Was natürlich auch nachvollziehbar ist. - Siehe dazu Absatz B. - 

[bookmark: _Hlk145640407][bookmark: _Hlk133149455]15. - Urteil des IGH / EGMR 08. Juni 2006. (Az.: EGMR 75529/01)
Unter anderem verkündete der IGH, EGMR,
die Bundesrepublik Deutschland ist kein Staat,
die Bundesrepublik Deutschland verfügt über kein Staatsgebiet,
die Bundesrepublik Deutschland verfügt über kein Staatsvolk.
Eine Staats- Simulation, wie schon aus unzähligen Gerichtsurteilen bekannt ist.
Auf Druck des EGMR Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte, wurden 2006 die ersten Bundesbereinigungsgesetze mit dem Entzug aller Gesetzesgrundlagen erlassen.
2007 wurden dann wieder die S.H.A.E.F – Gesetze scharf geschaltet und das 
2 Bundesbereinigungsgesetz wurde erlassen.
2010 wurde das 3 Bundesbereinigungsgesetz erlassen.

[bookmark: _Hlk155103155]2006 das 1. Gesetz zur Bereinigung von Bundesrecht im Geschäftsbereich des Bundes- Justizministeriums vom 19. April 2006 - BGBl. I, S. 866 wurde am 24 April 2006 mit Ausgabe des Bundesgesetzblattes Nr. 18 - 2006 bekanntgegeben worden und trat am 25 April 2006 in Kraft.
[bookmark: _Hlk155104325]2007. - Das 2. Gesetz zur Bereinigung von Bundesrecht wurde am 23 November 2007 - 
BGBl. I, S. 2614 Nr. 59 ausgegeben zu Bonn und trat am 29 November 2007 in Kraft.
[bookmark: _Hlk155104373]2010 – das 3. Bundes- Bereinigungsgesetz
Bundesgesetzblatt Jahrgang 2010 Teil I Nr. 63, ausgegeben zu Bonn am 14. Dezember 201
Quellen, Archive – Deutscher Bundestag / Bundes- Justizministerium / Internet.

Die privaten amerikanischen Firmen dürfen auf keine Gesetze mehr zugreifen.
Als private Mitarbeiter eines fremden Staates war ihnen dies ohnehin verboten.

16. – Unter dem Vorwand eines ungültigen Wahlgesetzes wurde dann das folgende Urteil erlassen.
[bookmark: _Hlk109280437]- Urteil des BVerfGE vom 25.07.2012:
BVerfG-Urteil vom 25.07.2012 (2 BvF 3/11, 2 BvR 2670/11, 2 BvE 9/11) stellt fest, dass es keine verfassungsgemäßen Parlamente seit mindestens 1956 in der BRD gab. Die Frage, ob die Gesetze nicht trotzdem durch die normative Kraft des Faktischen gültig seien, ist überhaupt nicht zulässig.
Denn die „Normative Kraft des Faktischen“ schließt nicht ein, dass Rechtsverstöße, Betrug, Vertretungsfehler, sich irgendwann als Recht bezeichnen könnten.
Aus Unrecht wächst kein Recht – auch nicht, wenn es 70 Jahre vertuscht, versteckt oder sonst wie unbemerkt blieb.

	- BRD als angeblicher Rechtsstaat schon seit 1956 erloschen
- Neues Wahlgesetz nichtig
- Altes Wahlgesetz nichtig
- Über 50 Jahre nichtige Gesetze und Verordnungen
- Mitglieder im Bundestag und im Bundesrat in Ermangelung eines Wahlgesetzes                - seit - 1956 ohne Legitimation für eine Gesetzgebung



Hiermit wurden der Bundesrepublik Deutschland jegliche Rechte auf Steuern, Jurisdiktion, 
Gesetzgebungen usw. usw. völlig entzogen.
Dies erfolgte aber bereits schon mit den Bereinigungsgesetzen in den Jahren 2006, 2007 und 2010, die von den Alliierten erlassen worden sind.

Hiermit wurden allen privaten, amerikanischen Firmen, die auf deutschem Boden Ämter und Behörden spielen, alles noch einmal entzogen und verboten.
Spätestens ab dem Datum, darf man die Mitarbeiter als Verbrecher bezeichnen.
Niemand konnte in dieser BRD / diesem Deutschland, jemals ein Staatsexamen ablegen!

Abgesehen davon, dass private amerikanische Unternehmen mit ihren privaten Mitarbeitern weder Rechte noch Befugnisse haben, irgendwelche Eintragungen in irgendwelche Register Vorzunehmen, spätestens nach diesem Datum – 25.07.2012 – (Gesetz vom 7 Mai 1956), sind alle Eintragungen seit 1956 null und nichtig:
Der PERSONALausweis hätte nie ausgestellt werden dürfen! (Einführung 1957)
Alle Geburtsurkunden sind null und Nichtig!
Alle Eintragungen in das Melderegister sind null und nichtig!
Alle Eheschließungen sind null und nichtig!
Alle Haftbefehle sind null und nichtig!
Alle Haftstrafen sind null und nichtig!
Alle Strafbefehle sind null und nichtig! und, und, und.
Alle Steuerforderungen sind null und nichtig!
Kindesentzug, Zwangsversteigerungen, alles ist null und nichtig!
Ein genialer Schachzug, alles ist restlos null und nichtig, sogar dreifach nichtig, die Bundes- Bereinigungsgesetze 2006, 2007 und 2010, alles wurde entzogen und für nichtig erklärt, schon - 1963 Siehe Absatz 5 – wurde alles für nichtig erklärt.
Das bedeutet jetzt für die kollaborierenden Deutschen Mitarbeiter, sie stehen als NAZIS in der vollen, alleinigen Haftung. (Und sie werden jeden Schaden ersetzen müssen!)
Vor allem aber, sie stehen auch für die Plünderungen der Kollateralvermögen in der vollen Haftung! ----(Da kommen wir in den Trillionen / Trilliarden Bereich.)

[bookmark: _Hlk131659005][bookmark: _Hlk130287397][bookmark: _Hlk114336622]17. – Weiterhin wird auf das Urteil des BVerfGE 1 BvR 1766/15 vom 03.11.2015 hingewiesen: 
[bookmark: _Hlk130287427]Die Grundrechtsfähigkeit einer juristischen Person des öffentlichen Rechts ist grundsätzlich dann zu verneinen, wenn diese öffentliche Aufgaben wahrnimmt! 
Gleiches gilt für juristische Personen des Privatrechts, die von der öffentlichen Hand gehalten oder beherrscht werden.
[bookmark: _Hlk109281694][bookmark: _Hlk83320822]Die BRiD-Gerichte, sonstige Beamte und Mitarbeiter sind allesamt nicht grundrechtefähig und somit auch nicht prozessfähig.
Eine juristische Person ohne jegliches Grundrecht ist nicht grundbuch-, recht-, geschäfts-, handlungs-, delikt-, insolvenz-, vertrag- oder prozessfähig, sondern ausnahmslos nur schuldfähig!

Erklärung des Niedersächsischen Justizministers hierzu:
[bookmark: _Hlk109281663]Die Länder sind dem Grundgesetz und dem Völkerrecht nicht beigetreten. 
Gemäß der Erklärung des Nds. Justizministeriums in (Dokument 1001 I-202.45) vom 19.01.2017 n.Chr. wird in der Jurisdiktion 
[bookmark: _Hlk166315883]• Rechtsprechung ohne Rechtfähigkeit, 
• Prozesse ohne Prozessfähigkeit, 
• Klagen ohne Klageberechtigung und Klagebefugnis, 
• Schäden ohne Haftbarkeit mit anonymer UN-Verantwortung fingiert und 
• Völkerrecht ohne Zuständigkeit gegen die Verfassungsordnung verleumdet. 
Diese Handlungen sind strafbar. 
Die natürliche Person, die vor euch steht, hat nur eine einzige Funktion, sie haftet für alles, was sie tut, anordnet, urteilt, veranlasst usw… - die natürliche Person hat keine Rechte und Befugnisse, sie darf schon gar nicht für ihre juristische Person handeln oder unterzeichnen. (Geschäftsführung ohne Auftrag.)

18. – Eingliederung der militärischen Söldner, der ACADEMI- Constellis AG, agierend unter der Wort-Marke POLIZEI.
Im Juni 2017 wurde die private Söldnerarmee auf deutschem Boden installiert.
Wer hatte die Rechte und Befugnisse dazu? – N I E M A N D -

B – Handlungsverbot für Deutschland
4 – Keine S.H.A.E.F. – Genehmigung.
5 – Kein Staatsgebiet
8 – Kein Grundgesetz
15 – Keine Rechtsgrundlagen – Bundesbereinigungsgesetze.
16 – Kein Wahlgesetz – Alles null und nichtig.
17 – Nur die jur. PERSON ist Polizeibeamter die natürliche Person in seinem schicken Dienstanzug ist nicht berechtigt, für seine jur. Person zu handeln, er darf aber haften!
Alle Mitarbeiter der BRD nehmen freiwillig durch Unterschrift und Eid, die Nazi- Staatsangehörigkeit von 1934 in den Grenzen vom 31.12.1937 an.
Ferner ist die BRD mit der DDR 1973 der UNO und der Feindstaatenklausel gegen Deutschland und Japan beigetreten und haben Deutschland und Japan den Krieg erklärt.
Deshalb darf die BRD auch nicht für Deutschland handeln!
Alle Mitarbeiter der BRD treten per Unterschrift und Eid, dieser Kriegserklärung bei!
Deshalb wurden im Juni 2017 auch militärische Söldner ohne Rechte und Befugnisse angemietet, um den Krieg gegen die Deutsche Zivilbevölkerung zu verstärken!
Was hier läuft ist eindeutig ein Krieg gegen die Zivilbevölkerung!
Gestapo- Methoden, Willkürliche Gerichtsbarkeit a la Roland Freisler, völlig rechtelose 
Willkürherrschaft durch private amerikanische Firmen.

19. - Exhibit 8a Clearfield Doctrine
 Alle Gerichte wurden 2008 im Rahmen der Clearfield-Doktrin aufgelöst und anschließend als
Unternehmen bei Dunn und Bradstreet eingetragen. 
Wenn Regierungen in die Welt des Handels eintreten, unterliegen sie den gleichen Belastungen wie jedes private Unternehmen oder jede private Gesellschaft U.S v Burr 309 U.S. 22. Siehe 22, U.S CA 286 e Bank of US v Planters Bank of Georgia 6L Ed (Wheat 244.)
HINWEIS: Nach der Clearfield-Doktrin sind die Gerichte keine staatlichen Stellen mehr, da sie
private Gelder fordern und einen Vertrag mit Ihnen haben müssen, um die Erfüllung zu erzwingen. 
Sie sind nicht spezieller als ein normales Unternehmen als Ihr örtlicher Jack In The Box.
„Wenn private Handelspapiere von der Regierung verwendet werden, verliert die Regierung ihren
Souveränitätsstatus und unterscheidet sich nicht mehr von einem privaten Unternehmen“. 
Regierung schafft und vollstreckt ZIVILRECHTE, bekannt als Statuen, Gesetze und Rechtsvorschriften, die von der Anwaltskammer Anwaltskammern (die von Rothschilds gegründet wurden), die verpflichtet sind, das GESETZ der VERTRÄGE. 
Das Vertragsrecht erfordert unterzeichnete schriftliche Vereinbarungen und vollständige Transparenz!

Ausnahme, die Gerichte in Deutschland, die haben keinerlei Befugnisse auf deutschem Boden zu handeln, nachweislich handeln sie willkürlich ohne staatlichen Hintergrund, ihre privaten Unternehmen die sie zur rechtswidrigen Täuschung als Gerichte bezeichnen, sind ausschließlich nur in Delaware USA angemeldet und haben keine Genehmigung auf deutschem Boden ihre Handelsgeschäfte zu betreiben.
Somit nichts weiter als kriminelle Organisationen.

20. - Schreiben – Niedersächsisches Justizministerium.
Das Niedersächsische Justizministerium bestätigt, (Siehe Anhang) dass kein Gericht in Deutschland 
prozessfähig ist.  
Siehe hier Absätze 
B – Handlungsverbot für Deutschland
4 – Keine S.H.A.E.F. – Genehmigung.
5 – Kein Staatsgebiet
8 – Kein Grundgesetz
15 – Keine Rechtsgrundlagen – Bundesbereinigungsgesetze.
16 – Kein Wahlgesetz – Alles null und nichtig.
17 – Nur die jur. PERSON ist Richter oder Staatsanwalt, Beamter, Polizist usw…
Im Punkt 2 wird bestätigt, dass die Gerichte nichts mit dem Bundesland Niedersachsen zu tun haben, dies gilt im Übrigen für alle Bundesländer und ihnen die Hände gebunden sind, gegen diese Willkür vorzugehen, dass es auch keine Möglichkeiten gibt, diese kriminellen vor ein Gericht in der EU zu bringen.
Natürlich gibt es die Möglichkeiten nicht, siehe Absatz 19, - die Clearfield Doktrin, niemand muss sich auf irgendwelche Geschäfte einlassen.
Es gibt aber eine Möglichkeit, es ist auch klar ersichtlich, warum diese Möglichkeit nicht benannt wird.
Das Militär, es gibt keine Friedenverträge, somit handeln die Richter und Staatsanwälte mit ihren kriminellen Geschäftsmodellen in einem militärischem Sperrgebiet, zum Teil auf Preußischem Staatsgebiet, dass von ihnen handlungsunfähig gehalten wird.

21. – Das Deutsche Reich wurde 1985 von den Alliierten reaktiviert
Das dürfte sogar korrekt sein, die USA wollten aus der Haftung raus, sie wussten, dass 
Konrad Adenauer 1955 mit Gründung der Bundeswehr, das Deutsche Reich 1871 um weitere 
50 Jahre besetzt hat.
Als handelsrechtliches, privates Unternehmen USA / US- Militär, dürfen sie keine souveränen Staatsgebiete, die nicht unter der Knute der Kirche stehen, besetzt halten.
Deshalb wurde die Bundeswehr gegründet, die Deutschen halten sich damit selbst besetzt, sie bezahlen die Bundeswehr dafür sogar.
Die weiteren Besatzer sind die Mitarbeiter in den Ämtern- und Behörden, die wurden als Söldner angeheuert, nicht umsonst werden alle nach einer Besoldungstabelle bezahlt.
1973 + 1983 BVerfGE - die BRD hat kein Staatsgebiet:
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 31. Juli 1973 mit dem 
Az: 2 BvF 1/73 und Urteil BVG U 2 BVR 373/83 
Sie sagen es ja ganz klar und deutlich, die Verantwortung und Haftung tragen die deutschen Mitarbeiter und die sogenannte Bundeswehr, für alles was hier abläuft.
Das passiert, wenn Dummheit irgendwann zum kollektiven Alltag gehört.

22. – Menschenrechte
Die nächsten Hinweise dafür, dass das Reich aktiviert wurde, sind: 
[bookmark: _Hlk109281053]1983 BVerfG.  2 BvR 315 / 83 und BGH-Urteil
Es ist verboten den Menschen als Objekt / jur. Person zu behandeln.
Vom BGH wurde das 2007 sogar gesetzlich mit der Existenz- Vernichtungshaftung belegt.
[bookmark: _Hlk109281093]1987 BVerfG. 77, 137:
[bookmark: _Hlk131664395]Das deutsche Volk ist seit dem 16.04.1871 Träger des Selbstbestimmungsrechts.
Noch deutlicher geht es nicht mehr, wobei hier beachtet werden muss, es geht nur um das Deutsche Reich 1871, nicht um Preußen, Preußen / Prussen ist voll souverän und wird von Verrätern belagert.
Nicht wir sind die Staatenlosen, die Nazis in den Ämtern und Behörden sind staatenlos.
Durch das Bundes- Verfassungsgericht aus Haftungsgründen bestätigt.
So entzieht man sich ganz elegant jeglicher Haftung.
Niemand hat irgendetwas mit der deutschen Zivilbevölkerung zu tun, niemand darf den
Zugriff auf die Deutsche Zivilbevölkerung ausüben.

23. -  HLKO / Völkerrecht / S.H.A.E.F. – Gesetze / Genfer Abkommen:
Das sind die tatsächlichen, einzigen Rechtsgrundlagen für die deutschen Völker, nur diese Rechtsgrundlagen dürfen zur Anwendung gebracht werden.
Irgendwelche Gesetzgebungen, kriegerische Auseinandersetzungen, Mobilmachung, 
Steuer-Eintreibungen, Beschlagnahmungen, Zwangsversteigerungen, Mietkündigungen, Migration, Flüchtlingshilfen und vieles mehr, sind dort völlig ausgeschlossen.
Ohne gültige Friedensverträge / Aufhebung der Belagerungen / Abzug der Besatzungs- Armeen, einschließlich der Israelischen Firma Deutsche Bundeswehr, bleiben N U R diese Gesetze in Kraft.
Die Gültigkeit der HLKO wurden zuletzt bestätigt durch das Bundes Justizministerium am 14.11.2017, Bundespräsidialamt am 09.03.2015, Bundespräsidialamt am 17.06.2021, Bundes Justizministerium am 23 Januar 2017. – Im Anhang Bundes Justizministerium. - 

24. – Eigentums- / Besitzrechte:
Eigentumsrechte, wie sollte eine private, amerikanische Firma ohne Rechte und Befugnisse auf deutschem Boden irgendwelche Eigentumsrechte anmelden können?
Dazu müsste der Notar erst einmal seine Zulassung durch das Militär vorlegen, ebenso der Richter/in,
Urkundsbeamter / staatliche Behörde die es nicht gibt, alles wird fingiert. (Durch Betrug vorgetäuscht)
Für alles muss der PERSONALausweis vorgelegt werden, Eigentümer kann und darf ohnehin niemand werden, höchstens Besitzer, wenn die militärischen Zulassungen vorliegen. 
Ansonsten wird alles auf und für die jur. PERSON eingetragen, wodurch dann die jur. Person z. B. 
MUSTERMANN MAX bzw. der Herausgeber der jur. Person, Besitzer und Eigentümer ist. 

In einem Schuldgeld-System ist es ohnehin völlig unmöglich, Eigentum oder Besitz zu erwerben, das sogenannte Geld wird aus dem NICHTS erschaffen, es hat keinen Wert.
Ohne Friedensverträge, ohne Staatlichkeit, unter Zwangsverwaltung, im Kriegsrecht, es ist unmöglich, rechtliche Eintragungen vorzunehmen, alles ist null und nichtig. 
(Siehe Absätze 16+17.) 

25. – S.H.A.E.F. –  S.M.A.D. Gesetze 
Die S.H.A.E.F. und S.M.A.D.  – Gesetze sind für die Bundesrepublik Deutschland aktiv- und scharf geschaltet, S.M.A.D. aufgrund der Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland, die ohne Genehmigung des Militärs am Krieg in der Ukraine für Deutschland Stellung bezogen hat.
Die russische Föderation hat den Vorsitz im militärischen Kontrollrat und hat die endgültige 
Ent- Nazifizierung in Deutschland angekündigt.
Der Waffenstillstand mit Russland wurde durch die Ukraine Initiative der Bundesregierung gebrochen.

Das, obwohl die Bundesrepublik Deutschland bzw. der Bund als Treuhandverwalter oder klarer ausgedrückt als Friedhofsverwalter für jur. Personen = tote Sachen, nicht für Deutschland handeln darf.  - Siehe Absatz B. -
Sie spielen weiterhin Staat und leiten ihre Rechte von Wahlen ohne Wahlgesetz ab, - Siehe Abs. 16 - hier wird von einer Zustimmung durch die Wahlen ausgegangen.
Selbst für eine Zustimmung müssen die Verträge offengelegt werden, vor allem aber muss eine Genehmigung vorgelegt werden, dass überhaupt so etwas wie eine Wahl auf einem fremden Staatsgebiet, dass zudem auch noch unter Kriegsrecht steht, sowas wie eine Wahl, durch eine fremde, amerikanische Firma durchgeführt werden dürfte.

26. – Zusammenfassung der Ereignisse:
a. - GVG § 15, hierauf muss nach den vorliegenden Nachweisen nicht mehr drauf eingegangen werden, ohne GVG kann es keine ordentliche Gerichtsbarkeit geben, aufgelöst wurde die Gerichtsbarkeit bereits mit der Aufhebung des Grundgesetzes am 17.07.1990, offiziell bestätigt dann mit den Bundes- Bereinigungsgesetzen 2006.

b. - Konkludente Annahme / Einlassungen, sind unmöglich, keine Behörde ist rechtsfähig, keine Behörde gehört einem Staat an, alle Behörden und Ämter handeln willkürlich und kriminell.
Keine Behörde, kein Amt verfügt über hoheitliche Rechte und Befugnisse. 

c. - S.H.A.E.F. – Gesetze: Das MRG 53 war immer durchgehend geltend.
2007 wurden auf Druck des EuGHfMR alle S.H.A.E.F.- Gesetze wieder aktiviert.
2020 wurden die S.H.A.E.F.- Gesetze nochmals für Berlin (US-Gebiet) scharf geschalte, bis heute.
Das Konkursverfahren wurde im März 2020 eröffnet.
Abschluss des Konkurses der BRD im Mai 2024, beteiligt waren 7.000 US- Beamte.

d. - Ende Januar 2025, - Trump erlässt Exekutiv Order für Deutschland, alle Gerichte haben sofort ihre Handlungen einzustellen.
Februar 2025, Trump und Musk kündigen die Löschung aller Unternehmen die in Delaware oder Washington DC als betrügerische Staatssimulationen eingetragen sind, angekündigt.
Februar 2025, Trump hat Putin grünes Licht für die Übernahme von West- Europa gegeben.
Abriss der EU / Entnazifizierung Deutschlands / Wiederherstellung von Preußen.

e. - Das Ende der Person:
Auflösung des römischen Rechts:
Seit dem 21 Juni 2011 ist die Romanus Pontifex offiziell aufgelöst, über Ritus Mandamus und Ritus Probatum; öffentlicher Eintrag Nr. 983210-331235-01004.

f. - Das Ende des Kanonischen Rechts / des röm. Rechts / der röm. kath. Kirche:
Der OPPT- Act – Bekanntgabe am 25.12.2012 
Deklaration of Facts:
Alle Staatsdiener handeln seit der UCC-Einreichung „Declaration of Facts“
(UCC Doc # 2012127914) vom 28. November 2012 durch OPPT auf eigene Verantwortung und haften persönlich für ihre Handlungen.
Sie haben seitdem nicht mehr die Sicherheit ihrer zwangsvollstreckten Firmen im Rücken.
Alle Regierungschartas sind annulliert:

g. - Auflösung des Admiral- Rechts:
Seit 2019 ist mit dem Tod der Queen auch das Admiralsrecht beendet worden.
Eine längere Geschichte, Kurzfassung, die Queen durfte schon seit 2017/18 ihre Krone nicht mehr tragen, weil sie das britische Volk verraten und die Monarchie schon seit 300 Jahren nicht mehr auf dem Festland waren.
In den USA wurden bereits alle Admiralitätsstandarten entfernt.
Damit ist die Gerichtsbarkeit auf hoher See beendet.

h. – Ende des System:
Das System das nie wirklich eines war, ist beendet.
Dummheit, Naivität, kriminelle Energien, Gier nach Macht und Geld haben Tür und Tor weit geöffnet.
Viele der vertraglichen Mitarbeiter der BRD haben nie wirklich bemerkt, dass sie nur benutzt und ausgenutzt worden sind.
Eine private amerikanische Firma als Verwaltung im Auftrag der Alliierten, mit einer Versicherungs- Vorschrift, als Grundgesetz benannt, verfügt weder über hoheitliche Rechte noch über hoheitliche Befugnisse, ein Staatsfragment (Carlo Schmid) kann niemals staatliche Rechte und Befugnisse entfalten oder verleihen, schon gar kein öffentliches Recht ohne Verfassung und Gebietskörperschaftsrechte.
Die Juristen wussten das, die sind aber alle in Freimaurerlogen organisiert und folgen ausschließlich nur ihrem satanischen Eid, sie können und dürfen nicht einmal einen Eid auf Recht und Gesetz ablegen, das wäre ein strafbarer Meineid. (In „Deutschland“ gibt es 485 Freimaurerlogen)
Das Grundgesetz besagt schon im Artikel 146, das die Bundesrepublik Deutschland über keine Verfassung verfügt, somit kann es auch keine Staatlichkeit geben.

Alle haben aber trotzdem die Nazi- Staatsangehörigkeit Art 116.1 Grundgesetz angenommen und 
die deutschen Völker belagert und gewaltsam handlungsunfähig gehalten.
Es gibt deutsche Völker aber kein Deutschland, es gibt nur die Staaten Deutsches Reich mit seinen 25+1 Bundesstaaten und den Staat Preußen.
Die Alliierten konnten und durften diese Staaten niemals besetzen, deshalb wurde die deutsche Zivilbevölkerung getäuscht, scheinbeamtet und als Belagerer missbraucht.

Durch ständige Änderungen ihrer Geschäftsbedingungen, die sie als Gesetze verkauft haben, haben sich die Verwaltungen, der Wirtschaftsgebiete Art. 133 GG, die sich als Bundesländer bezeichnen durften, die Bundesrepublik Deutschland, ab 1990 die NGO-Bunderepublik Deutschland, 
der Bund, die Bundesrepublik Deutschland Finanzagentur GmbH, BRiD / BRvD / BRdvD usw… 
völlig aus allen Haftungen herausgezogen und die volle Haftung auf die Mitarbeiter verschoben.

Die private Treuhand von Rothschild, der IRS, hätte auch niemals im Deutschen Reich, schon gar nicht in Preußen eingeführt werden dürfen, da aber die privaten, vertraglichen Mitarbeiter dafür ebenfalls haften, konnte man die Treuhand ohne eigene Haftung beruhigt installieren.
Die sogenannten Finanzämter sind im Übrigen lediglich Treuhandverwaltungen von Rothschild, ohne Rechte und Befugnisse, einfach nur kriminelle Räuberbanden die unter Identitätsbetrug arbeiten.

Eine Rechtsnachfolge des 3 Reich Adolf Hitler gibt es ebenfalls nicht, eine private Verwaltung 
die nur im Auftrag der Alliierten arbeitet, kann kein Rechtsnachfolger einer Diktatur ohne Staatsgebiet werden.
Das 3 Reich Adolf Hitler hat nie kapituliert, es besteht unter der Bezeichnung Neu Schwabenland in der Antarktis weiter, bis 1954 war Neu- Schwabenland noch in den Atlanten eingezeichnet.
Auch ist der Staat Neu Schwabenland völkerrechtlich anerkannt.
Für eine Rechtsnachfolge durch die BRD fehlt auch der Vertrag, Groß- Admiral Dönitz hätte den Vertrag als Rechtsnachfolger von Adolf Hitler unterzeichnen müssen! – Wo ist der Vertrag? –

Die kindische Naivität, wer nichts unterschreibt, der muss auch nicht haften, zeigt schon, dass so gut wie alle sich über ihre Verbrechen im Klaren sind.
Meine lieben Kollaborateure und Hochverräter, die Unterschriften interessieren nicht einmal.
Die Namenslisten der Mitarbeiter von den vielen privaten, amerikanischen Firmen reichen völlig aus, 
die Bundesländer, Bund usw… leugnen die Zusammenarbeit mit diesen Firmen, alle Zahlungen wurden als Spenden und Schenkungen verbucht. 
Vorrangig geht es um die Belagerung der souveränen deutschen Staaten, Hochverrat, Landesverrat, Plünderungen, Kriegsführung gegen die deutschen Zivilisten, (Siehe Abs. 18)
Beihilfe zum Völkermord, Menschenhandel, Terrorismus gegen die Zivilbevölkerung, Pädophilie, Kindermord, satanische Opfer- Rituale von Kindern, Kindesentführungen, Verbrecherische Inhaftierung von souveränen Menschen als Geschäftsmodell und viele mehr.
Man muss schon richtig kindlich naiv sein, um zu glauben, dass man wegen den fehlenden Unterschriften für nichts mehr zur Haftung herangezogen werden kann.


























Anhang 1

[image: Ein Bild, das Text, Papier, Brief, Schrift enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]

Die Gesetze sind immer noch aktiv, eine Genehmigung zur Aufnahme einer Tätigkeit hat es bisher noch nicht gegeben, dass wissen sie aber auch, sonst würden sie keine kriminelle 
Logen- Gerichtsbarkeit nach den 12 BAR- Vermutungen ausüben.

Ein ganz klarer Verstoß gegen die geltenden Militärgesetze.

CC-E-Mail an: General Dennis Pauly vom 27.01.2025

Order durch Donald Trump, Oberbefehlshaber S.H.A.E.F..
Alle Gerichte haben sofort ihre Tätigkeiten einzustellen. (18 Seiten)
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Anhang 5

[image: Kein automatischer Alternativtext verfügbar.]
2
In militärischer Befehlshabe ernannt zum Mitglied im Preußischen Herrenhaus 1 Kammer
In militärischer Befehlshabe ernannt zum Kommissarischen Staatssekretär der Preußischen Justiz
In militärischer Befehlshabe familiärer Genealogie lt. Verfassung 1871, Art. 68 Preußisches Gesetz vom 04.06.1851.
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Verschiedene verfassungsrechtliche Fragen
Ihre Anfragen vom 4. und 6. Januar 2017

Sehr geshrter Herr von Wuppertal,

auf Ihre verschiedenen Fragen kann ich Folgendes antworten:

1. Bei den niedersachsischen Gerichten handelt es sich um staatliche Einrichtungen,
die nicht grundrechtsberechtigt sind. Gleiches gilt fiir das Land Niedersachsen selbst.

2. Eine Maglichkeit, diese Gerichte oder einzelne Richter vor einer internationalen
Gerichtsbarkeit zur Verantwortung zu ziehen, gibt es nicht.

3. Die Justiz des Landes Niedersachsen ist selbst nicht prozessfahig. Rechtstrager ist
das Land Niedersachsen, das durch die Landesministerien und die nachgeordneten
Stellen vertreten wird.

4. Volkerrecht geniefRt in Deutschland den Rang von einfachem Bundesrecht; es geht
im Kollisionsfall dem Landesrecht vor.

Zu lhren weiteren Fragen zu den Genfer Abkommen kann ich lhnen leider keine
Auskuntt erteilen, weil es insoweit an einer Zustandigkeit des Landes Niedersachsen
fehlt.

Mit freundiichen Gruen
Im Auftrag
Dr. Lenz

o oF 21





image5.jpeg
O Bundesministerium
der Justiz und
fiir Verbraucherschutz

POSTAISCHRFT et e o Vb, 101 Bt

Herm
Mario Stihmke Reman

st de REFERAT

Nahrenstrae 37, 10117 Bedin
11015 Berin

Josef Bink
wed
posisill@bmybund de
91611141 56872017

Berin, 14, November 2017

wmew Gilltigkeit der Haager Landkriegsordnung und Genfer Konvention

was |hre E-Mail vom 14. November 2017

Sehr geehrter Herr Stohmke,

vielen Dank fur Ihre E-Mail vom 14. November 2017.

Die Haager Landkriegsordnung (HLKO) ist ebenso wie die Genfer Konventionen weiterhin
guttiges Vélkerrecht, an das die Bundesrepublik Deutschland als Vertragspartei gebunden
Ist, und stellt einen wesentiichen Tel des humanitéren Volkerrechts dar. Die HLKO regelt
Standards fr bewaffnete Konfiikte. Sie spielt daher innerhalb Deutschlands aktuell keine

Rolle.

Zu groBen Teilen werden die Regelungen des humanitaren Volkerrechts und auch die HLKO
als allgemeine Regeln des Volkerrechts angesehen, die gemal Art. 25 GG Bestandtell des

Bundesrechts sind.

Mit freundiichen Grogen
Im Auftrag

(Brink)
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‘KONTROLL-GEBIET DES OBERSTEN BEFEHLSHABERS

DEUTSCHE GERICHTE

Es wird hiermit verordnet:
ARTIKEL I

Zeitweilige SchlieBung von Ordentlichen- und- Verwaltungsgerichten

1. Im besetzten Gebiete werden die folgenden Gerichte hiermit geschlossen und
wird diesen die Amtsgewalt entzogen, und zwar solange bis sie ermichtigt werden,
ihre Titigkeit wieder aufzunchmen:

(a) Die Oberlandesgerichte und alle Gerichte, iiber welche die erstgenannten

Gerichte Rechtsmittel- oder Aufsichtsinstanz sindj

(b) Alle unteren Gerichte, iiber welche das Reichsverwaltungsgericht Rechtsmittel-

oder Aufsichtsinstanz ist;

(c) Alle anderen Gerichte, die nicht in Artikel II abgeschafft werden.

‘2. Das Reichsgericht und das Reichsverwaltungsgericht haben im besetzten Gebiet.
bis auf weiteres keine Amtsgewalt iiber Gerichte oder sonstwie. -

3. Entscheidungen, Urteile, Beschlusse, Verfiigungen oder Anordnungen, welche von
diesen Gerichten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes und wihrend der einstweiligen
Schlieflung erlassen werden, sind innerhalb des besetzten Gebietes nichtig.

ARTIKEL II |

Abschaffung der Sonder- und Patteigerichtc |

4. Die Zustindigkeit und Amtsgewalt der folgenden Gerichte im besctztcn Gebiete: 4
wird hiermit abgeschafft: i
(a) Volksgerichtshof, i
(b) ‘Sondergerichte, 1

|

(c) Alle Gerichte der NSDAP, ihrer Gliederungen, Organisationen und an-
gegliederten Verbinde.
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